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Heutzutage lässt sich das politische System der Europäischen Union (EU) nicht erörtern, ohne dabei auf die 
Fähigkeit der EU zur Krisenbewältigung einzugehen. Seit 20 Jahren befindet sich die EU in der Tat in einem 
permanenten Zustand der Krise und des Krisenmanagements. Dieses Phänomen ist mitnichten bedeutungslos, 
da sich Krisen häufig in zweifacher Hinsicht auf das politische System der EU auswirken.  

Zum einen kommen Krisen in der Regel der Exekutive zugute, da sie schnelle, intelligente und oft innovative 
Lösungen erfordern – dies trifft auf alle Regierungsebenen zu; wenn rasches Handeln erforderlich ist, ist dies 
für beratende Versammlungen – also für die Parlamente – und für das interinstitutionelle Zusammenspiel 
ungünstig. Auf EU-Ebene ist das Phänomen noch ausgeprägter, da der Europäische Rat das einzige Organ ist, 
das handlungsfähig bleibt, indem er ad hoc zwischenstaatliche Instrumente entwickelt – auch wenn die EU 
keine klaren Zuständigkeiten hat.  

Zum anderen wirken sich manche Krisen direkt auf die Funktionsweise der Organe und Einrichtungen aus, wie 
dies bei der COVID-19-Pandemie der Fall war. Sie alle mussten neue Wege finden, um die Arbeit remote zu 
organisieren und die notwendigen digitalen Lösungen zu entwickeln. Auch hier waren die Auswirkungen 
asymmetrisch, da die Pandemie für das Europäische Parlament (EP) mit seinen 705 Mitgliedern eine größere 
Herausforderung darstellte als für das Kollegium der Kommissionsmitglieder, den Ministerrat der EU (Rat) oder 
den Europäischen Rat – Organe, die sich alle aus einer begrenzten Anzahl von zentralen Akteuren 
zusammensetzen.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/733512/IPOL_STU(2022)733512_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

In dieser von der Fachabteilung für Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des AFCO-Ausschlusses in Auftrag gegebenen Studie wird 
die Entwicklung der Governance-Formen auf EU-Ebene analysiert. Aus der Studie geht hervor, 
dass die sogenannte Gemeinschaftsmethode sich in zwei Richtungen entwickelt hat: zum einen 
hin zu mehr Zwischenstaatlichkeit, und zum anderen hin zu mehr Parlamentarisierung. 
Insbesondere in den letzten Jahren hat sich jedoch der Intergouvernementalismus als 
vorherrschende Denkrichtung durchgesetzt. In der Studie werden Lösungen vorgeschlagen, die 
die Gemeinschaftsmethode und ihre zentrale Bedeutung stärken und die Fähigkeit der Union, auf 
effiziente, ganzheitliche und demokratische Weise zu handeln, verbessern. 
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Die Notwendigkeit, dringende Entscheidungen im schwierigen Krisenkontext zu treffen, hat die demokratische 
Legitimität der politischen Entscheidungsprozesse in Frage gestellt. So wurde nicht nur den Exekutivorganen 
(Europäischer Rat und Europäische Kommission) eine gewisse Vorrangstellung gegenüber den 
Legislativorganen (Parlament, aber auch Rat, wenn er als hohe Kammer fungiert) eingeräumt; auch die 
Funktionsweise der Organe und Einrichtungen wurde stark beeinflusst: Diese ist viel zentralisierter und 
zugleich undurchsichtiger geworden, wobei die Grundsätze der Offenheit, Transparenz, Konsultation und 
Rechenschaftspflicht in gewissem Maße ignoriert wurden.  

Auf der Konferenz zur Zukunft Europas wurde verstärkt auf diese Herausforderungen verwiesen und es wurden 
Wege erörtert, wie die Fähigkeit der EU verbessert werden kann, in den Bereichen, die in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallen – und gegebenenfalls sogar in anderen – rasch und effizient zu handeln, und 
ebenso, wie die demokratische Legitimität der EU-Entscheidungsverfahren verbessert werden kann, 
insbesondere durch eine intensivere Beteiligung der Bürger. Bei dieser grundlegenden Aufgabe geht es darum, 
die aktuelle Situation innerhalb der EU zu klären, welche von drei verschiedenen Entscheidungslogiken 
bestimmt wird: der Gemeinschaftsmethode, dem Ansatz einer rein zwischenstaatlichen Zusammenarbeit und 
dem parlamentarischen Ansatz. 

Die „Gemeinschaftsmethode“, die ursprünglich auf Jean Monnet und seine Mitstreiter zurückgeht, weist der 
Kommission eine grundlegende Rolle zu – sie hat die Aufgabe, einen Konsens mit den Interessengruppen, dem 
Rat und seit den 1990er Jahren auch dem Parlament zu finden. Sie ist nun im ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren verankert; der Rat beschließt hauptsächlich mit qualifizierter Mehrheit, und der 
Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) übt eine umfassende Kontrollfunktion aus.  

Bereits Mitte der 1960er Jahre wurde die Gemeinschaftsmethode durch zwischenstaatliche Lösungen in Frage 
gestellt, die seither schrittweise formalisiert wurden. Nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 und der 
Institutionalisierung des Europäischen Rates durch den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV, Vertrag von Lissabon), der am 1. Dezember 2009 in Kraft getreten ist, hat sich eine sogenannte 
„Unionsmethode“ herausgebildet, die dem Europäischen Rat eine zentrale Rolle zuweist und sich auf die 
zwischenstaatliche Entscheidungsfindung stützt. Die Abstimmung erfolgt einstimmig durch den Europäischen 
Rat und den Rat; die Kommission und das Parlament sowie der Gerichtshof haben nur begrenzte Kompetenzen. 

Schließlich gibt es noch einen dritten Ansatz für die Entscheidungsfindung in der EU: einen 
„parlamentarisierten“ Ansatz der Gemeinschaftsmethode. Das Parlament und politische Belange spielen eine 
größere Rolle als beim traditionellen Ansatz, bei dem Fachwissen und die Abstimmung der Vorstellungen und 
Interessen der Beteiligten im Vordergrund stehen. 

Seit dem Vertrag von Lissabon haben die oben genannten intergouvernementalen Methoden an Bedeutung 
gewonnen und die zentrale Rolle der Kommission und des Parlaments in Frage gestellt. Es ist notwendig, hierzu 
gründliche Überlegungen anzustellen, um Maßnahmen zu ergreifen, die diese Entwicklung stoppen. Der 
Abschluss und die Weiterführung der Arbeiten der Konferenz zur Zukunft Europas sind sicherlich eine 
großartige Gelegenheit, um Reformen auf verschiedenen Ebenen einzuleiten, die dieses Abdriften begrenzen 
und die Fähigkeit der EU wiederherstellen können, auf effiziente, ganzheitliche und demokratische Weise zu 
handeln. 

In dieser Studie wird zunächst ein Überblick über die Geschichte des Entscheidungsfindungssystems in der EU 
gegeben und erklärt, warum das politische System der EU einzigartig ist und welche zwei Hauptlogiken diesem 
System seit den späten 1960er Jahren zugrunde liegen. Anschließend wird das heutige Regieren in der EU 
betrachtet und die drei wichtigsten Methoden aufgeführt, die aktuell miteinander konkurrieren: die 
Gemeinschaftsmethode, der Ansatz einer rein zwischenstaatlichen Zusammenarbeit und der parlamentarische 
Ansatz. Dadurch entsteht eine Situation, die zu Unklarheit und Verwirrung hinsichtlich der Organe und 
Einrichtungen führt und zu einem Kontext, der die Gemeinschaftsmethode gefährdet und sich zum Vorteil des 
zwischenstaatlichen Ansatzes entwickelt. Abschließend werden politische Empfehlungen gegeben, wie die 
Handlungsfähigkeit der Union verbessert und der demokratische Charakter der Politikgestaltung gewährleistet 
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werden kann. Zunächst wird dem Spitzenkandidatenverfahren besondere Aufmerksamkeit gewidmet, das für 
die Klärung des EU-Governance-Systems auf mehreren Ebenen eine zentrale Rolle spielt. Anschließend wird 
eine Reihe weiterer möglicher Reformen aufgeführt; einige beziehen sich auf das Parlament selbst, andere auf 
die anderen Organe oder die Entscheidungsverfahren im Allgemeinen In der Studie werden ebenfalls die Frage 
der EU-Zuständigkeiten und die Art und Weise, wie die Vertragsänderung gehandhabt werden kann, erörtert. 
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